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Änderungsanträge an das Europawahlprogramm   
Beschluss des Landesvorstandes vom 18. Januar 2019 sowie im Umlaufverfahren vom 25. – 31. Januar 2019 
 
 
Beschlüsse: 
 

Der Landesvorstand beschließt, nachfolgende Änderungsanträge 
als Landesverband Sachsen an den Bundesparteitag zu stellen. 

Politische Botschaft: 
 

Der Landesverband Sachsen bringt sich aktiv in die 
Programmarbeit der Partei DIE LINKE ein. 
 

Maßnahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit: 
 

 
Veröffentlichung im Internet (www.dielinke-sachsen.de) 
 

Weitere Maßnahmen: 
 

Einreichung an den Bundesparteitag 
 

Finanzen: 
 

- 

Die Vorlage wurde abgestimmt mit: 
 

- 

Den Beschluss sollen erhalten: 
 

Landesvorstandsmitglieder, Landesratsmitglieder, 
Kreisvorsitzende, Ortsvorsitzende, sächsische Mitglieder im 
Bundesausschuss, Fraktionsvorstand der Fraktion DIE LINKE im 
Sächsischen Landtag, Pressesprecher der Fraktion DIE LINKE im 
Sächsischen Landtag; Fraktionsgeschäftsführer der Fraktion DIE 
LINKE im Sächsischen Landtag, Landesparteitagsdelegierte, 
sächsische Bundesparteitagsdelegierte, Landesweite 
Zusammenschlüsse, Jugendkoordinator 

 
 
Abstimmungsergebnisse: 
siehe einzelne Änderungsanträge 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f.d.R. 

Dresden, 18. Januar 2019 

 
Thomas Dudzak – Landesgeschäftsführer



ÄA 1, Seite 43, 45, 91; Z. 1-2, 66-67, 2301:  
Ersetze:  
„Für ein solidarisches Europa der Millionen, gegen eine Europäische Union der Millionäre“ 
Durch 
„Für ein solidarisches Europa“ 
 
Begründung:  
Wir streiten für ein solidarisches Europa. Das ist unsere europäische Vision. Dazu bedarf es keiner 
Abgrenzung zur EU, sondern vielmehr deren Weiterentwicklung zu einem gesamteuropäischen 
Solidaritätsprojekt. Eine künstliche Abgrenzung ist nicht zielführend.  
 
 Abstimmung: Mehrheit/0/1  - beschlossen 
 
 
ÄA 2, Seite 45, Z. 71 
Ersetze 
„Ein Europa, in dem sich nicht die großen Unternehmen vor der Finanzierung des Gemeinwohls drücken 
können“ 
Durch  
„Ein Europa, in dem sich keineR vor der Finanzierung des Gemeinwohls drücken kann“ 
 
Begründung:  
Es sind nicht nur die „großen Konzerne“, die sich vor der solidarischen Finanzierung des Gemeinwesens 
drücken, es sind auch die KapitaleignerInnen, SteuerhinterzieherInnen, etc.  
 
 Abstimmung: Mehrheit/0/1  - beschlossen 
 
 
ÄA 3, Seite 45, Z. 76 
Ersetze 
„In dem unser Klima nicht den Profitinteressen einiger Wenigen geopfert wird“ 
Durch 
„In dem unser Klima nicht den Interessen einiger Weniger geopfert wird“ 
 
Begründung:  
Es sind nicht nur Profitinteressen, es können auch Konsuminteressen und ähnliches sein.  
 
 Abstimmung: 2/3/5  - abgelehnt 
 
 
ÄA 4, Seite 45, Z. 78  
Füge ein (neuer Absatz):  
„DIE LINKE steht für die europäische Idee von sozialer Gerechtigkeit, Humanismus und internationaler 
Solidarität. DIE LINKE befürwortet ein geeintes Europa. Zugleich sind wir überzeugt, dass viele der 
derzeitigen EU-Verträge keine taugliche Grundlage für ein soziales, demokratisches, ökologisches und 
friedliches Europa sind.“ 
 
Begründung:  
Wir sind unzufrieden mit dem derzeitigen Zustand der Europäischen Union, bekennen uns aber zu einem 
pro-europäischen Kurs. Das heißt: Für uns ist Europa mehr als die derzeitige EU. Der neue Absatz bildet 
die Klammer zwischen dem im ersten Absatz geführten Begriff von Europa und unserer Kritik an der EU in 
den folgenden Absätzen.  
 
 Abstimmung: 7/4/1  - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 5, Seite 45, Z. 83 
Streiche 
„und autoritärer“ 



 
Begründung:  
Autoritär bedeutet „unbedingten Gehorsam fordernd“, gemeint ist jedoch entmenschlicht ökonomischen 
und Kapitalinteressen folgend. Dies ist bereits mit der Beschreibung als „neoliberal“ enthalten, ohne, 
dass man den Autoritarismusbegriff falsch anwendet.   
 
 Abstimmung: MH/0/1  - beschlossen 
 
 
ÄA 6, S. 45, Z. 85, Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Ersetze  
„den Konzernen zum Fraß vorgeworfen“  
durch  
„für Bankenrettung geopfert“  
 
Begründung:  
Die hier beschriebenen Probleme sind Ausdruck der globalen Finanzkrise ab dem Jahr 2008 und den an 
Kredite gebundenen Sparauflagen und harten Sparmaßnahmen in südeuropäischen Ländern. Diese 
Kredite wurden jedoch vergeben, damit Länder wie z.B. Griechenland ihre Schulden bei den europäischen 
Banken abbezahlen können, damit die Letzteren nicht Pleite gehen. So sind zwar südeuropäische Länder 
wie Griechenland Pleite gegangen aber die Banken wurden letztlich gerettet. Die Formulierung 
„Konzernen zum Fraß vorgeworfen“ soll vermutlich auf die Privatisierungen der öffentlichen Einrichtungen 
und der Daseinsvorsorgen anspielen, die wiederum auch Folge der an Kredite gebundenen Sparauflagen 
im Zuge der Bankenrettung waren. Somit ist die Ursprungsformulierung ungenau.  
 
 Abstimmung: MH/2/2  - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 7, Seite 45, Z.115 
Streiche 
„autoritären“ 
 
Begründung:  
Wir sind antikapitalistisch. Nicht weniger. Es gibt keinen Kapitalismus, den wir nicht ablehnen. 
 
 Abstimmung: MH/0/1  - beschlossen 
 
 
ÄA 8, Seite 46, Z. 118:  
Füge ein:  
„Neustart Europa heißt für uns, den ersten Schritt zu gehen zu einem wirklichen Prozess der 
europäischen Einigung. Dem Rechtspopulismus in Europa und dessen destruktiven und anti-europäischen 
Nationalismus setzen wir unsere linke Kritik an der bestehenden Europäischen Union entgegen. Eine 
Kritik, die weniger Union, aber mehr Europa will. Eine Kritik, die die Regionen und Europa stärken will. 
Eine Kritik, die nicht destruktiv, sondern visionär ist, weil sie das alte Haus Europa nicht weghaben, 
sondern erneuern möchte: Durch die Republik Europa. 
 
Unsere europäische Republik setzt auf gleichwertige Lebensverhältnisse für alle Menschen.  
Denn wir, die wir die Grenzen zwischen Ost und West, Stadt und Land in der Bundesrepublik kritisieren, 
haben ebenso einen Blick auf die ungleichen Lebensverhältnisse in Ost und West, Nord und Süd sowie 
Zentrum und Peripherie in Europa. Mit der Vereinheitlichung des europäischen Steuerrechts, der sozialen 
Sicherung, der Rente, des Mindestlohnniveaus und der Arbeitslosenversicherung stellen wir sicher, dass 
das Projekt Europa ein Miteinander statt ein Gegeneinander ist. 
 
Die europäische Republik ist weder ein nationales noch ein geographisches, sondern ein politisches 
Projekt, welches die Unterschiedlichkeit der Regionen berücksichtigt. Sie umfasst alle Menschen, die 
sich auf ihrem Territorium befinden. Sie lädt die Menschen anderer Länder ein, sich ihr anzuschließen. Sie 
kennt keine Abgrenzung, keine Mauern und keinen Stacheldraht. 
 



 Das republikanische Selbstverständnis orientiert sich am Republikanismus der französischen Revolution: 
Teil der europäischen Republik kann sein, wer sich zu ihren Prinzipien bekennt. Es gibt keinen Ausschluss 
wegen Hautfarbe, Herkunft, Religion oder sexueller Orientierung. 
 
Wahlrechtsgleichheit, direkte Beteiligung, Einbindung der Regionen über eine zweite Kammer und das 
Verbot der finanziellen Einflussnahme auf politische Entscheidungen sind weitere Grundpfeiler für die 
Schaffung einer wirklich europäischen Demokratie.“ 
 
Begründung:  
Neustart, aber wohin? All das, was wir als erste Schritte beschrieben, bedarf einer wirklichen Vision von 
einem zukünftigen Europa. Und diese liegt für uns in der europäischen Republik.  
 
 Abstimmung: MH/0/1  - beschlossen 
 
 
ÄA 9, S. 46, Z. 133, Antragstellerin: Anna Gorskih:  
Ersetze  
„im Interesse der Mehrheit der Menschen“  
durch  
„das allen ein gutes Leben ermöglicht“. 
(Formulierung neu: „[…] Wirtschafts- und Wohlstandsmodell, das allen ein gutes Leben ermöglicht“.) 
 
Begründung:  
Die bisherige Formulierung ist sehr verschwommen, man kann sich nicht so viel drunter vorstellen. Was 
ist denn das Interesse der Mehrheit der Menschen? Die meisten Menschen werden sich vermutlich ein 
gutes Leben wünschen, in dem sie keine Angst haben brauchen, dass sie ihr Job oder ihre Wohnung 
verlieren, in dem sie genug Geld haben, um sich und ihre Familie zu ernähren usw. So kann man das auch 
schreiben.  
 
 Abstimmung: 1 Nein / 1 Enthaltung – beschlossen 
 
 
ÄA 10, Seite 46, Z. 135; Antragsteller: Mirko Schultze  
Streiche 
„…, für gute Arbeit, eine armutsfeste Rente“ 
 
Begründung:  
Wir sind in der Präambel und nicht im Kapitel Arbeit und Rente.  
 
 Abstimmung: 1/MH/3 – mehrheitlich abgelehnt 
 
 
ÄA 11, Seite 46, Z. 135-136: 
Ersetze 
„Konzernriesen“ 
durch 
„SteuerhinterzieherInnen“ 
 
Begründung:  
Millionen und Milliarden werden von Privatpersonen am Fiskus vorbeigeschifft. Es braucht keinen 
Konzern, um sich seinem Anteil am Gemeinwohl zu entziehen. Genau deshalb müssen wir alle benennen 
und nicht nur Unternehmensstrukturen. 
 
 Abstimmung: MH/3/0   mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 12, S. 46, Z. 153, Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Ersetze  
„ein wirkliches Parlament wird“  



durch  
„mit grundlegenden parlamentarischen Rechten ausgestattet und gestärkt wird“ 
 
Begründung: 
Denjenigen, die sich mit der Problematik befasst haben, haben eine Vorstellung davon, was mit der 
Formulierung „ein wirkliches Parlament wird“ gemeint sein könnte. Da aber auch Menschen dieses 
Programm lesen werden, die sich vielleicht noch nicht so viel damit beschäftigt haben, sollte hier klarer 
formuliert werden, worum es hier geht. Die bisherige Formulierung könnte eher unverständlich wirken.  
 
 Abstimmung: 4/3/einige    mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 13, Seite 46, Z. 159-161:  
Ersetze 
„Die EU macht sich bereit für einen Krieg gegen die Armen und Geflüchteten der Welt. Die EU hat die 
europäischen Staaten nach außen nicht friedlicher gemacht.“ 
Durch 
„Die Staaten der europäischen Union lassen es zu, dass Menschen vor ihren Grenzen sterben und 
schotten sich nach außen ab.“ 
 
Begründung:  
Abschottung sollte man als solche benennen. Die Erzählung vom Krieg der EU gegen Arme ist aber keine 
korrekte.  
 
 Abstimmung: 8/0/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 14, Seite 47, Z. 176-177:  
Ersetze: 
„die Mitgliedstaaten werden zur Aufrüstung verpflichtet“ 
Durch 
„die Mitgliedsstaaten haben sich zu Aufrüstung verpflichtet“ 
 
Begründung:  
Nicht die EU zwingt die nationalen Regierungen zu mehr Aufrüstung, sondern nationale Regierungen 
haben sich selbst dazu verpflichtet, Aufrüstung zu betreiben. Es ist ihre souveräne Entscheidung und wir 
dürfen sie in ihrer Verantwortung nicht mit dem Verweis auf die EU aus der Pflicht nehmen.  
 
 Abstimmung: einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 15, Seite 47, Z. 202-203:  
Ersetze 
„wir müssen die Erhaltung von Natur und Umwelt über den Profit stellen“ 
Durch 
„wir müssen den Schutz der Umwelt zur normierenden Voraussetzung von Profiten machen“ 
 
Begründung:  
Mit Umweltzerstörung darf man keine Profite machen. Es gibt da kein Ranking, sondern nur die klare 
Absage an Umweltzerstörungen. Wer die Umwelt zerstören will, kann und darf keine Gewinne 
erwirtschaften.  
 
 Abstimmung: 3/5/2  - mehrheitlich abgelehnt 
 
 
ÄA 16, S. 47, Z. 213, Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Ersetze  
„der EU“  
durch  



„der EU-Mitgliedsstaaten“ 
 
Begründung: 
Die Politik der EU entsteht nicht im luftleeren Raum, es sind keine Zauberkräfte, die die Politik der EU 
machen, sondern es sind die EU-Mitgliedsstaaten, die die EU-Politik gestalten. Anstatt hier von der 
neoliberalen Politik der bösen EU zu reden, die die internationale Solidarität zerstört, sollen hier lieber 
konkrete Akteure benannt werden, die die hier gemeinten unsolidarischen EU-Politiken produzieren – die 
EU-Mitgliedsstaaten. 
 
 Abstimmung: MH/0/5 – beschlossen 
 
 
ÄA 17, Seite 47-48, Z. 216-217: 
Streiche:  
„und so erreicht haben, dass die Wasserversorgung in öffentlicher Hand bleibt“  
 
Begründung:  
Schön wäre es, doch mindestens in vielen ostdeutschen Kommunen ist die Wasserversorgung schon 
lange nicht mehr in öffentlicher Hand. Die kommunale Garantie, die gemeint scheint, ist etwas anderes: 
Sie heißt: Staat springt ein, wenn Private versagen. 
 
 Abstimmung: 0 / MH / 5 – abgelehnt 
 
 
ÄA 18, S. 48, Z. 221; Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Ersetze  
„Austeritätspolitik“ 
durch  
„Sparpolitik“ 
 
Begründung:  
Möglicherweise wissen nicht alle Menschen mit dem Begriff „Austerität“ was anzufangen. Im Sinne der 
leichteren Verständlichkeit sollte hier der Begriff „Sparpolitik“ verwendet werden.  
 
 Abstimmung: MH/1/1  - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 19, Seite 48, Z. 221-222; Antragsteller: Mirko Schultze 
Streiche:  
„zusammen mit ihren Gewerkschaften“ 
 
Begründung:  
Es wäre schön, wenn es so wäre, aber mindestens den deutschen Gewerkschaften fehlt hierfür – leider – 
das Mandat. Es gibt keine besondere Rolle der Gewerkschaften in der Zivilgesellschaft mangels 
allgemeinpolitischem Mandat und Recht auf Generalstreik. Das muss man bedauern, aber man sollte sich 
hier nicht in die Taschen lügen.  
 

 Alternativ Benennung weiterer zivilgesellschaftlicher Initiativen, Verbände, Vereine, die dieses 
Mandat erfüllen.  

 
 Abstimmung: 7/1/einige - mehrheitlich beschlossen 

 

ÄA 20, Seite 48, Z. 239-244:  
Streiche  
„Jeff Bezos […] einen zweiten Job annehmen müssen!“ 
 
 
 



Begründung:  
Diese personalisierte Kapitalismuskritik zielt falsch. Das Problem ist nicht, dass im kapitalistischen 
System einige wenige sich wie Arschlöcher benehmen. Das Problem ist, dass das kapitalistische System 
darauf angelegt ist, dass sich diejenigen, die sich in der harten Logik des Kapitalismus verhalten, belohnt 
werden und so ungeheuren Reichtum anhäufen können. Das Problem heißt also nicht Bezos, sein 
obszöner Reichtum, seine rigide Konzernpolitik, es heißt Kapitalismus, der all das ermöglicht. 
 
 Abstimmung: 4/2/einige – mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 21, Seite 49, Z. 298:  
Ersetze 
„Statt Frontex und die Festung Europa auszubauen, brauchen wir“ 
Durch 
„Wir brauchen“ 
 
Begründung:  
Die Forderung ist richtig und wichtig, aber an dieser Stelle ist die Konkurrenz zu Frontex und Abschottung 
künstlich herbeigeschrieben. 
 
 Abstimmung: MH/0/1 – beschlossen 
 
 
ÄA 22, Seite 51, Z. 373-374:  
Streiche 
„In der EU gibt es zu viele Behörden, die im Interesse von Konzernen arbeiten und zu wenige, die Rechte 
der Beschäftigten schützen.“ 
 
Begründung:  
Es gibt keine bösen oder guten Behörden, es gibt Verwaltung, die sich nach politischer 
Richtlinienkompetenz richten. Das heißt, es ist nicht der Ort, die Arbeit von Behörden zu verteufeln, 
sondern den politischen Gestaltungsspielraum einzufordern.  
 
 Abstimmung: einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 23, Seite 51; Zeile 401-403;Antragsteller:  Jonas Grimm:  
Ersetzen in: 
„Wir wollen, dass das vordergründige Ziel der EZB die Maximierung von Beschäftigung ist, Inflation in 
moderatem Maße nehmen wir dafür in Kauf. Im Fall von schwerer Inflation, Hyperinflation oder 
Angebotsschocks (z.B. Verdopplung der Rohölpreise) kann temporär davon abgesehen werden. 
Wir wollen die Rolle der Europäischen Investitionsbank ausweiten, um die Realwirtschaft weniger 
abhängig von Börsenspekulationen zu machen. 
Wir wollen das Staaten-Direktfinanzierungsverbot für die EZB kippen.“ 
 
Begründung: 
Beschäftigungsvermehrung durch Zentralbanken heißt quasi Geld drucken und auf den Markt werfen, auf 
dass sich das allgemeine Geschäftsklima verbessert und dadurch Jobs entstehen (Ausnahme: 
Direktfinanzierung von Staatsausgaben, und dann mehr Staatsbedienstete haben). 
Das funktioniert in Bankenkrisen sehr gut (allen ist klar, dass es wieder Geld zu haben gibt). Aber mit 
zunehmender Menge an Zentralbankgeld steigt der Anreiz für Großunternehmer etc., das Geld lieber zu 
verwetten (Finanzprodukte) oder zur eigenen Schuldenrefinanzierung zu benutzen (wegen billigen Zinsen). 
Das Geld kommt also schlechter an der Stelle an, wo man es haben will, da es auch schwerer wird 
rentable Einsatzmöglichkeiten zu finden. Beispiel: Wenn viele Leute keinen Job haben (z.B. es fast keine 
Restaurants mehr gibt), ist es relativ einfach für die Bank zu sagen: dann geben wir einen (durch die 
Zentralbank billigeren) Kredit an eine Person, die ein Restaurant aufmachen will. Auch wenn die 
Wirtschaft nur so halb toll dabei ist (z.B. gerade in Spanien) ist das noch einigermaßen effektiv. Mit 
zunehmender Beschäftigung wird aber die Effektivität solcher Maßnahmen verhältnismäßig zum Einsatz 



untergraben. D.h. man erhöht die Geldmenge krass, um nur Bruchteile von Prozenten der Beschäftigung 
zu erhöhen. Das klingt an sich nicht so problematisch, hat aber zwei Nachteile: 

- Geldmengenanstieg „=“Inflation, d.h. gerade Kleine und mittelgroße Sparer, die tatsächlich ihr 
Vermögen in Form von Geld halten verlieren relativ stark dadurch, Reiche halten ihr Geld i.A. in 
Form von Aktien, etc., die davon nicht wirklich betroffen sind 

- Solange das Geld wie bisher an Banken zur Weiterverwertung gegeben wird, profitieren 
hauptsächlich die Leute, die am Börsenhandel teilnehmen können, weil dort dann (progressiv 
mehr) versickert. 
 

Durch diese Änderung wird im Grunde gesagt: wir schaffen vielleicht nicht immer Vollbeschäftigung, 
kommen aber sehr viel näher daran und erlauben der EZB sehr viel besser und gezielter zu helfen, sowohl 
bei normalen Rezessionen, als auch bei starken Wirtschaftskrisen. Das Geld das wir haben, geht sehr viel 
besser an die Stelle, wo es hingehört. 
Die Ausnahmen sind da, weil 
a) Inflation auch nicht toll ist (siehe oben) und eine Inflationskrise mit erhöhtem Gelddruck zu 

bekämpfen in etwa so wäre, als würde man einen Brand mit Öl bekämpfen wollen. 
b) Angebotsschocks auf einer anderen Dimension wirken, per Definition ist dann quasi einfach weniger 

zum Verteilen da. Wenn in einer solchen Situation mehr Geld auf den Markt kommt, hilft das relativ 
wenig, weil die Menge an Gütern trotzdem gleich bleibt, d.h. man kriegt einfach nur mehr Inflation. 
Das heißt natürlich nicht, dass man solche Dinge nicht anders abfedern kann (z.B. gerechtere 
Verteilung), aber Inflation hilft dabei i.A. nicht. 

Ausnahme kann sein, wenn es (aus welchen Gründen auch immer) Massenarbeitslosigkeit gibt und sich 
das Geld drucken in Beschäftigungsprogrammen auswirkt, die die Produktion dann wieder signifikant 
erhöhen.  
Das ist deshalb wichtig, weil die konservative Revolution der 1980er Jahre hauptsächlich deshalb möglich 
wurde, weil die keynesianischen Staatsführer gerade versucht haben, den Ölpreisschock mit 
Staatsausgabenerhöhungen zu finanzieren. Hat logischerweise nicht geklappt und seitdem herrscht die 
Meinung vor, Austeritätspolitik wäre per se eine gute Idee. 
 
 Abstimmung: 1/5/3  mehrheitlich abgelehnt 
 

 
ÄA 24, Seite 52, S. 456-457:  
Ersetze 
„Es ist nicht notwendig, sie zu vereinheitlichen. Einheitlich muss sein: das Recht auf ein Leben frei von 
Armut.“ 
Durch 
„Das Ziel müssen einheitliche soziale Standards sein, um das existierende Wirtschaftsgefälle innerhalb 
der EU zu verringern. Um den Weg dahin zu ebnen, bedarf es einiger Zwischenschritte. In einem ersten 
Schritt setzen wir uns dafür ein, dass jeder Mensch ein recht auf ein Leben frei von Armut haben kann, 
das die Mitgliedsstaaten gemessen an ihren Sozialsystemen zu wahren haben.“ 
 
Begründung:  
Wir reden viel davon, dass Menschen nicht auf Grund wirtschaftlicher Zwänge zur Migration gezwungen 
werden sollen. Aber genau das passiert mit extrem unterschiedlichen Sozialsystemen. Wir brauchen ein 
soziales Netz in der EU, in dem wir Mindeststandards definieren, die Armut in der EU verhindern und 
Menschen die Möglichkeit geben, auch in existenziellen Krisen zuhause zu bleiben. Das geht nur mit einer 
vertieften Sozialunion.  
 
 Abstimmung: einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 25, Seite 53, S. 477-479:  
Ersetze:  
„Mehr sozialer Wohnungsbau, […] Hochschule für alle.“ 
Durch 



„Mehr sozialer Wohnungsbau, ein soziales Grundkontingent an Energie, Investitionen in einen besseren 
ÖPNV frei von individuellen Beförderungsentgelten, kostenfreie Gesundheitsversorgung, freier Zugang zu 
Kultur, freier Zugang zum Internet und gebührenfreie Bildung von der Kita bis zur Hochschule für alle.“ 
 
Begründung:  
Selbsterklärend: Teilhabe! 
 
 Abstimmung: 3/MH/4 - mehrheitlich abgelehnt 
 
 
ÄA 26, Seite 54, Z. 520:  
Ersetze 
„Wohnen“ 
Durch 
„Mietwohnungen“ 
 
Begründung:  
Wir wollen nicht Opas klein Häuschen vergemeinschaften, sondern einen öffentlichen 
Mietwohnungsbestand.  
 
 Abstimmung: 7/4/2 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 27, Seite 54, Z. 540:  
Streiche 
„neoliberale“ 
 
Begründung:  
Jede Form von Kürzung ist abzulehnen.  
 
 Abstimmung: MH/0/3 – beschlossen 
 
 
ÄA 28, S. 55, Z. 565, Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Streiche  
„Die Pflege-Ketten unterbrechen.“ 
 
Begründung:  
Es wird zwar im späteren Textverlauf deutlich, dass der Begriff „Pflege-Kette“ auf eine Kette aus prekärer 
Pflege-Arbeit verweist. Jedoch ist er kein so weit verbreiteter oder geläufiger Begriff und kann im ersten 
Moment unverständlich oder verwirrend wirken. Der zweite Satz in der Überschrift ist auch ausreichend, 
um das Anliegen des Abschnitts zu beschreiben. Die Problematik der Ketten aus prekärer Pflege-Arbeit 
wird im Textverlauf auch thematisiert. Deswegen müssen keine umständlichen und vielleicht 
unverständlichen Begriffe in der Überschrift stehen. 
 
 Abstimmung: einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 29, S. 56, Zeile 597 - 610: 
Ersetze 
„Steigende Mieten, Verdrängung, Zwangsräumungen, Obdachlosigkeit: Das Kapital walzt durch die 
europäischen Städte. Bürogebäude werden hochgezogen, um Steuern zu vermeiden und 
Luxuswohnungen geschaffen, die sich vor allem das reichste ein Prozent der Bevölkerung leisten kann. 
Nach der Finanzkrise drängte das Kapital in die Immobilienspekulation. Immobilien sind für Investoren 
und Banken lukrativ. Zinsen für Geldanlangen sind niedrig. In Innovation und soziale und ökologisch 
nachhaltige Wirtschaftszweige zu investieren, bringt weniger und langsameren Profit. Aber wohnen 
müssen die Menschen ja immer! 2008 wurde die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise von einer 
Immobilienblase ausgelöst. Daraus wurde nichts gelernt. Spekulation und ungebremste Mietsteigerungen 
nähren weiterhin Profiterwartungen. Die Staaten investieren wenig in bezahlbaren Wohnraum – auch 



getrieben von der Immobilienlobby in ihren Ländern. Die EU verbietet es, Mieten öffentlich zu 
subventionieren – außer für besondere Bevölkerungsgruppen, die als »bedürftig« definiert werden. Wir 
sagen: Bezahlbarer Wohnraum ist ein Bedürfnis für die Mehrheit der Menschen. Wir wollen, dass sich der 
Bestand an öffentlich geförderten Wohnungen am realen Bedarf orientieren muss – und das sind in vielen 
Städten schon mehr als die Hälfte der Bewohnerinnen und Bewohner.“ 
 
Durch 
 
„In europäischen Ballungsräumen sind Menschen mit steigenden Mieten, Verdrängung, 
Zwangsräumungen und Obdachlosigkeit konfrontiert. Als Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise sind die 
Zinsen historisch niedrig. Dies treibt Sparer*innen und institutionelle Anleger*innen in den 
Immobilienmarkt. Vor allem dort sind noch hohe Renditen und Wachstum zu erwarten. Die Fehler der 
Immobilienblase, mit der die Finanzkrise ausgelöst wurde, scheinen wiederholt zu werden. Die öffentliche 
Hand hingegen investiert viel zu wenig in bezahlbaren Wohnraum.  
Wir sagen: Bezahlbarer Wohnraum ist ein Bedürfnis für die Mehrheit der Menschen. Wir wollen, dass sich 
der Bestand an öffentlich geförderten Wohnungen am realen Bedarf orientieren muss – und das sind in 
vielen Städten schon mehr als die Hälfte der Bewohnerinnen und Bewohner.“ 
 
Begründung: 
Wortgewaltige Phrasen gestrichen und historischen Hergang beginnend bei der Finanz- und 
Wirtschaftkrise, daraus resultierend niedrige Zinsen, dann Anlagewanderung hin zu Immobilien sortiert. 
 
 Abstimmung: MH/1/1 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 30, Seite 55, Zeile 599: 
Nach 
„…der Bevölkerung leisten kann.“ 
Füge ein 
„In vielen europäischen Ländern konnten Wohnungsbesitzer*innen aufgrund von z.B. Arbeitslosigkeit ihr 
selbstgenutztes Wohneigentum nicht weiter bezahlen, da Arbeitslosenversicherungen nicht in dem 
Umfang vorhanden waren“ 
 
Begründung: 
Wir halten den Hinweis für richtig, dass fehlende einheitlich soziale Sicherungssystem auch Schuld daran 
sind, dass es in Teilen Europas Wohnungsprobleme gibt, die allerdings anders gelagert sind als hier.  
 
 Abstimmung: MH/0/3 - beschlossen 
 
 
ÄA 31, S. 56, Z. 608, Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Einfügen  
„Wohnen ist ein Menschenrecht und“  
vor  
„bezahlbarer Wohnraum ist ein Bedürfnis für die Mehrheit der Menschen“ 
 
(Formulierung neu: „Wir sagen: Wohnen ist ein Menschenrecht und bezahlbarer Wohnraum ist ein 
Bedürfnis für die Mehrheit der Menschen.“) 
 
Begründung:  
„Wohnen ist ein Menschenrecht“ ist nicht nur eine Floskel, es gibt tatsächlich ein international verbrieftes 
Menschenrecht auf Wohnen, welches als Teil des Rechts auf einen angemessen Lebensstandard auch in 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 verankert ist. Deswegen kann man hier ruhig 
klar sagen, dass Wohnen ein Menschenrecht und kein Privileg oder nur ein Bedürfnis ist, was den 
nachfolgenden Forderungen zum bezahlbaren Wohnraum mehr Nachdruck verleiht.  
 
 Abstimmung: MH/0/1 – beschlossen 
 
 



ÄA 32, Seite 56, Zeile 611 - 614:  
Ersetze  
„Mieterinnen und Mieter in ganz Europa leiden unter dieser Wohnungspolitik. Ein immer größerer Teil des 
Lohns geht bei vielen fürs Wohnen drauf. Auch Haus- und Wohnungsbesitzer kommen unter Druck: Viele 
verschulden sich, um ein Haus oder eine Wohnung zu kaufen und verlieren ihr Zuhause, wenn sie die 
Raten nicht mehr zahlen können.“ 
 
Durch:  
„Mieterinnen und Mieter in ganz Europa leiden unter dieser Wohnungspolitik. Ein immer größerer Teil des 
Lohns geht bei vielen fürs Wohnen drauf. In vielen Ländern spitzt sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt 
zu. In Irland leben tausende Erwachsene und Kinder in Notunterkünften, weil sie ihre Wohnung verloren 
haben. Gleichzeitig wächst die Wirtschaft. In Spanien werden immer noch täglich Menschen 
zwangsgeräumt. In Paris, London und Berlin steigen die Mieten ins Unendliche.“ 
 
Begründung: 
Mieten und Eigentum auseinandersortiert, weil unterschiedliche Problemlagen vorhanden und damit 
unterschiedliche Lösungen notwendig sind. 
 
 Abstimmung: MH/2/1 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 33, Seite 56, Zeilen 615 - 619: 
Ersetze 
„In vielen Ländern spitzt sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt zu. In Irland leben tausende Erwachsene 
und Kinder in Notunterkünften, weil sie ihre Wohnung verloren haben. Gleichzeitig wächst die Wirtschaft. 
In Spanien werden immer noch täglich Menschen zwangsgeräumt. Allein 2017 gab es über 25 000 
Zwangsräumungen wegen unterlassener Mietzahlungen und mehr als 15 000 Zwangsräumungen wegen 
ausstehender Hypothekenzahlungen (Amnesty International).“ 
 
Durch: 
„Allein 2017 gab es über 25 000 Zwangsräumungen wegen unterlassener Mietzahlungen und mehr als 15 
000 Zwangsräumungen wegen ausstehender Hypothekenzahlungen (Amnesty International). Haus- und 
Wohnungsbesitzer kommen unter Druck: Die meisten verschulden sich, um ein Haus oder eine Wohnung 
zu kaufen und verlieren ihr Zuhause, wenn sie die Raten nicht mehr zahlen können. Für viele 
Europäer*innen bedeutet das den Verlust ihrer Altersvorsorge. „ 
 
Begründung: 
Mieten und Eigentum auseinandersortiert, weil unterschiedliche Problemlagen vorhanden und damit 
unterschiedliche Lösungen notwendig sind.  
Weiterhin wurde die Folge, Verlust der Absicherung im Alter, ergänzt.  
 
 Abstimmung: MH/0/2 - beschlossen 
 
 
ÄA 34, Seite 56, Zeile 620 - 622: 
Ersetze 
„– Wir wollen selbst genutzte Erstwohnungen (ausgenommen Luxusimmobilien) von der Pfändung 
ausnehmen. 
– Wir fordern: Schluss mit Räumungen in die Obdachlosigkeit!“ 
 
Durch 
„- Wohnen ist Menschenrecht. Räumungen in die Obdachlosigkeit müssen verboten werden.  
- Für uns bedeutet Art. 34 (3) der Grundrechtecharta der EU die Verpflichtung, notfalls mit Mitteln der 

sozialen Sicherung Wohnungshypotheken von selbstgenutzten Eigentum an Erstwohnungen als z.B. 
zinsloses Darlehen ohne Anrechnung auf weitere Leistungen zu übernehmen. Dafür soll die 
europäische Union einen Fond einrichten.“ 

 
 
 



Begründung:  
Überarbeitung der Forderungen, weil Sie auf Grund- bzw. Menschenrechten fußen und das auch so 
gesagt werden sollte. Weiterhin wurde die Pfändungausnahme von Erstwohnungen durch einen 
praktikablen Vorschlag ersetzt, der den Betroffenen vorübergehend hilft, sie aber auch nicht bevorteilt 
gegenüber Mieter*innen.  
 
 Abstimmung: MH/0/1 - beschlossen 
 
 
ÄA 35, S. 56, Z. 622; Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Ergänze danach als zusätzliche Forderungen:  
„Verstärkte Beratung und Unterstützung von Menschen, denen ein Wohnungsverlust droht oder die 
bereits wohnungs- und obdachlos sind.“ 
 
Begründung:  
Selbsterklärend. 
 
 Abstimmung: MH/0/2 – beschlossen 
 
 
ÄA 36, Seite 56, Zeile 623 - 631: 
 
Streichen. 
 
Begründung:  
Gehört in ein Bundestagswahlprogramm.  
 
 Abstimmung: MH/0/2 – beschlossen 
 
 
ÄA 37, Seite 56, Zeile 634: 
Füge ein  
„Dass es anders geht, zeigt die Stadt Wien. Dort gibt es moderne Sozialwohnungen, mit attraktiven 
Wohnbedingungen zu erschwinglichen Mieten und das für mehr als 60 Prozent der Einwohner*innen der 
Stadt Wien. Die dort gewählte Form der Umsetzung kann schon unter derzeitigen Rahmenbedingungen 
auch anderenorts vorangetrieben werden und ist somit Vorbild für viele Metropolen in Europa.“ 
 
Begründungen: 
Best practices und gute, funktionierende Modelle bekannt machen und damit dafür werben, dass 
Möglichkeiten schon jetzt genutzt werden sollten und können 
 
 Abstimmung: MH/0/2  - beschlossen 
 
 
ÄA 38, S. 56, Z. 636, Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Ersetze:  
„Wohnen ist Teil der Daseinsvorsorge und darf nicht dem Markt überlassen werden“  
durch  
„Wohnen ist ein Menschenrecht, muss Teil der Daseinsvorsorge sein und darf nicht dem Markt 
überlassen werden.“ 
 
Begründung:  
siehe oben. Als ein Menschenrecht darf Wohnen noch weniger dem Markt überlassen werden. Wohnen 
ist gegenwärtig nicht überall Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge, denn der Bestand an bezahlbaren 
Wohnraum in öffentlicher Hand wurde durch Privatisierungen sukzessive verringert. Weil der Großteil der 
Mietbestände nicht in öffentlicher Hand liegt, kann hier nicht davon geredet werden, dass Wohnen 
bereits Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge ist. Es muss es aber werden.  
 
 Abstimmung: MH/0/2 – beschlossen 



 
ÄA 39, Seite 56, Zeile 638: 
 
Streiche: 
 „und legen uns mit den Spekulanten an“ 
 
Begründung:  
Wer oder was sind Spekulanten? Wer definiert diese? Wo beginnt legitime Zinserwartung? Zu unkonkret.  
 
 Abstimmung: MH/2/2 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 40, Seite 56, Zeilen 641 – 642: 
Ersetze  
„Wohnraum“ 
Durch  
„Mietwohnungen“ 
 
Begründung: 
Wir wollen ja nicht Menschen enteignen oder die Möglichkeit zur Eigentumsbildung komplett nehmen, 
sondern wollen Mietwohnungen dem Markt entziehen, um Handlungsfähigkeit herzustellen.  
  
 Abstimmung: MH/2/0 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 41, S. 57, Zeilen 648 – 651 
Ersetze 
„– Sozialen Wohnungsbau in der EU ausbauen! Die EU kann sozialen Wohnungsbau über das 
Wettbewerbsrecht einschränken. Für die Immobilien-Lobby werden Spielräume geschaffen.  Dagegen 
müssen die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, einen festen Anteil von Sozialwohnungen nachzuweisen 
für den dauerhafte Sozialbindung besteht.“ 
 
Durch 
„Wir wollen sozialen Wohnungsbau in der EU ausbauen. Derzeit reguliert die europäische Union sozialen 
Wohnungsbau über das Wettbewerbsrecht. Hier sind dringend Änderungen notwendig. Vor allem die 
Vorschriften für die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (DAWI) 
müssen verbessert werden und der DAWI - Freistellungsbeschluss entsprechend ausgeweitet werden. Die 
Mitgliedstaaten müssen verpflichtet werden, einen festen Anteil von Sozialwohnungen nachzuweisen, für 
den dauerhafte Sozialbindung besteht.“ 
 
Begründung: 
Den Vorschlag korrekt formuliert, weil es kein Verbot oder Einschränkung von sozialem Wohnungsbau auf 
europäischer Ebene gibt, sondern eine Regulierung. Weiterhin wurde vorgeschlagen, was konkrete 
Schritte sind, um sozialen Wohnungsbau auszuweiten.  
 
 Abstimmung: MH/2/4 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 42, S. 57, Z. 663-666 
Streichen. 
 
Begründung:  
In diesem Programm wollen wir unsere Vorschläge für EU und Europa formulieren. Dieser Absatz 
beschränkt sich ausschließlich auf die Bundesrepublik sowie auf den deutschen Mietwohnungsmarkt und 
ist hier daher fehl am Platz.  
 
 Abstimmung: MH/2/4 – beschlossen 
 
 



ÄA 43, Seite 58, Z. 705:  
„Le Pens, Salvinis und Straches“ 
Durch 
„extremen Rechten“ 
 
Begründung:  
Kennt außerhalb unserer Filterblase in Deutschland keine Sau. Warum nicht beim Namen nennen? 
 
 Abstimmung: 5/2/5 – mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 44, S. 58, Z. 706; Antragstellerin: Anna Gorskih;  
Ersetze  
„Austerität“  
durch  
„und des Sparens“ 
 
(Neu: „Die Kehrseite der Politik der Wettbewerbsfähigkeit und des Sparens […]“) 
 
Begründung:  
Möglicherweise wissen nicht alle Menschen mit dem Begriff „Austerität“ was anzufangen. Im Sinne der 
leichteren Verständlichkeit sollte hier lieber von der Politik des Sparens gesprochen werden. 
 
 Abstimmung: 6/4/2 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 45, Seite 58, Z. 726-727:  
Ersetze:  
„Das erfordert einen grundlegenden Richtungswechsel: von der neoliberalen Ausrichtung und Verfassung 
der EU zu einer Wirtschaft, die den Menschen dient.“ 
Durch 
„Das erfordert eine europäische Sozial-, Rechts-, und Wirtschaftsunion.“ 
 
Begründung:  
Wir wollen keinen Umbau, nach dem die Wirtschaft dem Menschen dient, sondern eine antikapitalistische 
Ausrichtung einer vertieften EU.  
 
 Abstimmung: MH/2/1 – mehrstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 46, Seite 60, Z. 797-799:  
Ersetze:  
„eine Mobilitätswende […] unterstützt.“ 
Durch 
„eine Mobilitätswende, die allen den Zugang zu Bus und Bahn ermöglicht - und zwar für den Einzelnen 
kostenfrei.“ 
 
Begründung:  
Unser Ziel bleibt der für den/die EndnutzerIn kostenfreie ÖPNV. 
 
 Abstimmung: einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 47, Seite 60, Z. 803-804 sowie Z. 813-814; Antragsteller: Mirko Schultze  
Streiche 
„und in wessen Besitz sich Netze, Produktionsanlagen oder auch die Stadtwerke befinden“ 
 
 
 



Begründung:  
Wir haben uns bereits dazu entschieden, dass wir Netz, Produktionsanlagen und Stadtwerke in 
öffentlicher Hand haben wollen. Hier müssen wir konsequent sein.  
 
 Abstimmung: MH/0/2 – beschlossen 
 
 
ÄA 48, Seite 60, S. 826: 
Nach 
„Infrastruktur“ 
Füge ein 
„, Kultur“ 
 
Begründung:  
Kultur als „Weicher Faktor“ gehört durchaus zu den Angeboten, die auch eine Wirtschaft vor Ort stärken 
kann.  
 
 Abstimmung: einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 49, S. 60, Z. 834:  
Streiche 
„z. B. Kohle-Regionen“ 
 
Begründung:  
Kohle mag ein politisch oportuner Themenkreis sein, aber es gibt auch Regionen, die deutlich größere 
strukturelle Probleme haben und strukturelle Hilfe benötigen würden. Die Frage: „Warum die 
Kohleregionen und nicht wir“ müssen wir mit diesem Beispiel nicht noch befeuern. 
 
 Abstimmung: 6/3/2 - mehrstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 50, Seite 63, Z. 953:  
Ersetze 
„Menschen verlieren Eigentum oder müssen ihre Heimat verlassen, viele verlieren ihr Leben.“ 
Durch 
„Menschen verlieren ihre Lebensgrundlage oder müssen in andere Regionen flüchten. Viele verlieren 
auch ihr Leben.“ 
 
Begründung:  
Die Folgen sind nicht weniger schlimm für die Menschen, wenn sie vor Ort über kein Eigentum verfügen.  
 
 Abstimmung: MH/1/1 - mehrstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 51, Seite 63, Z. 977:  
Ersetze 
„der Menschheit“ 
Durch  
„des gesamten Planeten“ 
 
Begründung:  
Die Folgen menschlichen Handelns treffen den Planeten und nicht nur die Menschen. Flora, Fauna und 
Habitat sind ebenfalls betroffen. Sie bilden erst die Lebensgrundlage für die Menschheit.  
 
 Abstimmung: 6/4/1 - mehrstimmig beschlossen 
 
 
 



ÄA 52, Seite 63, Z. 984:  
Ersetze 
„Beschäftigte“ 
Durch 
„Bevölkerung und Beschäftigte“ 
 
Begründung:  
Nicht nur die Interessen der Beschäftigten, die Interessen aller Menschen in der Region müssen beim 
Umbau beachtet werden.  
 
 Abstimmung: MH/0/1 – beschlossen 
 
 
ÄA 53, Seite 65, Z. 1079-1083; Antragsteller: Mirko Schultze:  
Streiche  
„Billig fliegen […] europäischen Luftverkehrs“ 
 
Begründung:  
So richtig die Aussage nach Unterstützung ist: Hier ist sie fehl am Platz. Zum einen kann weniger (Flug-) 
Verkehr, wie gefordert, nicht gleiche Beschäftigungszahlen bedeuten, zum anderen ist dies nicht das 
einfach das falsche Kapitel.  
 
 Abstimmung: 6/1/4 – beschlossen  
 
 
ÄA 54, Seite 66, Z. 1091:  
Ersetze 
„ticketfrei“ 
Durch 
„für den Einzelnen kostenfrei“ 
 
Begründung:  
Ticketfrei ist nicht kostenfrei. Der Text will aber einen Verzicht auf individuelle Beförderungsentgelte, was 
gemeinhin als individuelle Kostenfreiheit verstanden wird.  
 
 Abstimmung: MH/0/1 - beschlossen 
 
 
ÄA 55, Seite 67, Z. 1172:  
Ersetze 
„Boden ist keine handelbare Ware.“ 
Durch 
„Boden darf kein Spekulationsobjekt sein.“ 
 
Begründung:  
In dieser Konsequenz der Formulierung darf Boden generell kein Eigentum Einzelner sein, also auch nicht 
Opas Wochenendgrundstück oder Schrebergarten. Durch die Neuformulierung verändert sich der 
Sinnzusammenhang des Absatzes nicht.    
 
 Abstimmung: MH/1/1 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 56, Seite 68, Z. 1199-1200:  
Ersetze  
„Kleinere Betriebe sollen dabei unterstützt werden. Die notwendigen Fangreduzierungen dürfen nicht auf 
Kosten der Beschäftigten in der Fischerei gehen.“ 
Durch  
„Betroffene Regionen und Beschäftigte sollen bei der Ausgestaltung des Strukturwandels unterstützt 
werden.“ 



 
Begründung:  
Weniger Fang heißt weniger Fische heißt weniger Beschäftigte. Das verändert die Lebens- und 
Arbeitswelt in den Regionen. Es kann also keinen Bestandsschutz für Beschäftigte in der Fischerei geben, 
sondern nur eine Ausgestaltung des Strukturwandels ähnlich dem, wie wir es uns auch in 
Braunkohleregionen vorstellen.  
 
 Abstimmung: MH/1/1 - mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 57, Seite 69, Z. 1233:  
Füge ein:  
„In einer zukünftigen europäischen Verfassung sollen die Rechte von Tieren verankert werden.“ 
 
Begründung:  
Selbsterklärend: Tierrechte brauchen Verfassungsrang.  
 
 Abstimmung: MH/0/2 – beschlossen 
 
 
ÄA 58, Seite 76, Z. 1586-1587:  
Ersetze  
„zum Europäischen Parlament und auf kommunaler Ebene“ 
durch 
„ auf allen Ebenen“ 
 
Begründung:  
Es ist nicht konsequent, Stadträte und Europaabgeordnete wählen zu dürfen, aber Landtags- oder 
Bundestagsabgeordnete nicht. Wenn wir eine solche Wahlrechtsforderung aufmachen, sollten wir hier 
konsequent sein.  
 
 Abstimmung: einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 59, Seite 78, Z. 1661:  
Ersetze 
„ärmsten Länder“ 
Durch 
„Menschen in den ärmsten Ländern“ 
 
Begründung:  
Die Interessen von Ländern und ihren Regierungen sind uns egal – zumal genug Schindluder mit Mitteln 
der Entwicklungshilfe durch staatliche Organisationen getrieben wurde. Im Mittelpunkt steht für uns das 
Wohl der dort lebenden Menschen.  
 
 Abstimmung: MH/0/3  - beschlossen 
 
 
ÄA 60, Seite 78, Z. 1700-1701:  
Ersetze 
„Die Reichen […] beteiligt werden.“ 
Durch 
„Wir wollen eine Solidaritätsabgabe für humanistische Projekte von 1% ab einem Einkommen von 10.000 
Euro im Monat.“ 
 
Begründung:  
Machen wir es konkret: Nicht „die Reichen und Superreichen“ tragen die alleinige Verantwortung für 
Fluchtursachen. Jede Kaufentscheidung, jede Wahl nationaler Regierungen, usw. sind Teil des Kanons der 
Fluchtursachen. Deshalb sollten wir nicht so tun, als würden wir die Verantwortlichen zu Kasse bitten, 



sondern klar machen, dass wir uns Geld von denen holen, die finanziell wirksam einen Beitrag leisten 
können.  
 
 Abstimmung: 5/6/0 - mehrheitlich abgelehnt 
 
 
ÄA 61, Seite 78; Z. 1708  
Ersetze:  
„8. Wirkliche Demokratie statt Lobby der Konzerne“ 
Durch 
„8. Demokratische, soziale und institutionelle Reform der EU“ 
 
Begründung: 
Wichtig ist hier, dass es einem institutionellen Umbau der EU bedarf, um das Ziel einer demokratischeren 
EU zu erreichen. Ja, die derzeitigen Einflussmöglichkeiten von Konzernen sind auch wichtig, aber der 
Fokus ist meiner Meinung nach falsch gesetzt. Wenn wir die EU demokratisieren und umbauen wollen, 
dann impliziert dies auch, dass Gesetze in einer neuen Verfassung verankert werden, die die Macht der 
Konzerne entsprechend beschneiden. Des Weiteren führt die Verringerung der Macht der Konzerne 
kausal nicht zu besseren Institutionen. Wir müssen an dieser Stelle präziser sein und darlegen, was wir 
wollen und wo wir Defizite sehen. (Den Titel finde ich noch nicht spitze, aber zumindest sollte er die 
Richtung vorgeben. Man könnte beispielsweise Reform durch Neugestaltung oder Neuausrichtung 
ersetzen.) 
 
 Abstimmung: 7/1/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 62, Seite 78; Z. 1709 
Füge ein: 
Die Krise der EU ist heute vor allem eine soziale [und institutionelle] Krise.  
 
Begründung: 
Durch die Einfügung schaffen wir Raum für weiteren Diskurs. Es ermöglicht in der weiteren Debatte die 
Frage der Lösung der institutionellen Krise zu stellen und spielt der Vision einer möglichen Republik 
Europa in die Karten. 
 
 Abstimmung: 9/0/0  einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 63, Seite 79; Z. 1717: 
Ersetze: [Europa … Demokratie] 
Durch 
„Die EU muss durch eine demokratische, strukturelle Neugestaltung verändert werden - …“ 
 
Begründung:  
Die Richtung der Änderung muss deutlich werden und auf die Vision der Republik Europa hindeuten. 
 
 Abstimmung: 8/1/0  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 64, Seite 79: Z. 1725: 
Ersetze: „Neustart“ 
Durch 
„DIE LINKE will eine Institutionelle und soziale Reform der Europäischen Union.“ 
 
Begründung:  
Hier sollte vom Begriff des Neustarts absehen werden. Vielmehr stellt die Republik Europa eine Reform 
der Europäischen Union dar und deshalb sollte der Begriff, meiner Meinung nach, in diesem 
Zusammenhang entsprechend verwendet werden. Der Begriff Neustart kann umgedeutet werden. Er 
impliziert im Subtext die Möglichkeit die EU, überspitzt gesagt, platt zu machen und aus ihrer Asche 



etwas Neues zu gestalten. Vielleicht interpretiere ich an dieser Stelle zu viel, aber nichtsdestotrotz würde 
ich den Begriff Reform vorziehen wollen. Das Ziel sollte es sein, die bestehenden Strukturen zu verändern 
und nicht semantischen Spielraum für eine Tabula rasa zu schaffen. Weiterhin würde ich die Adjektive 
auch für den Begriff Neustart verwenden. 
Insofern der Begriff Reform übernommen wird, sollte im Republik Europa Block (S. 46. Z. 118ff.) auch 
selbiger bzw. beide Terminologien verwendet werden. Insofern der Begriff Neustart bleibt, ist diese 
Ersetzung obsolet. 
 
 Abstimmung: 8/0/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 65, Seite 79; Z. 1731f.: 
Einfügen und ersetzen: „Wir wollen…“ 
Durch 
„Die derzeitige Verfasstheit der EU ist für diese Vision hinderlich. Es bedarf einer grundlegenden 
Veränderung der EU auf verschiedenen Ebenen. Wir wollen eine institutionelle, soziale und demokratische 
Umgestaltung der EU fördern und unterstützen. Ein Baustein hierzu ist die Initiative für eine EU von 
unten.“ 
 
Begründung: 
Die folgenden Abschnitte sind prinzipiell gut, aber wir sollten das Feld der Umgestaltung weiter fassen, 
um der Republik Europa diskursiven Raum zu ermöglichen. Weiterhin wird wieder der Begriff Europa als 
Synonym für die EU verwendet. Direkt im folgenden Absatz wird von der EU gesprochen, ergo sollte auch 
in diesem Absatz von EU die Rede sein.  
 
 Abstimmung: 9/0/0  einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 66, Seite 79; Z. 1752: 
Einfügen: [Viele] Entscheidungen 
 
Begründung:  
Es wird unterstellt, dass das EU-Parlament keine Entscheidungen trifft. Dies stimmt nicht. Deshalb die 
Ergänzung ‚viele‘.  
 
 Abstimmung: 8/1/0  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 67, Seite 79; Zeile 1752, 1753, 1757: 
Ersetze: „EU-Rats“ 
Durch „Rat der EU (Ministerrat)“ 
 
Begründung: 
Es gibt zwei Institutionen die sich namentlich sehr ähnlich sind. Um Verwechslungen zu vermeiden, würde 
ich die exakte Bezeichnung einfügen wollen.  
Institutionen sind a) Europäischer Rat und b) Rat der EU (Ministerrat): Originaltext ist für Außenstehende 
zu ungenau. 
 
 Abstimmung: 8/0/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 68, Seite 79; 1755f.: 
Ersetze Sätze: „Nur die EU-Kommission […] keine Rechte.“ 
Durch 
„Die EU-Kommission hat das alleinige Initiativrecht für Gesetzesinitiativen. Lediglich in speziellen Fällen 
hat auch das EU-Parlament ein eingeschränktes Initiativrecht.“ 
 
 
 



Begründung:  
Ausgangsformulierung ist nicht genau genug. Daher die entsprechende Änderung. Auch wenn der 
Spielraum für das EU-Parlament gering ist, sollte nicht suggeriert werden, dass es gar keine 
Möglichkeiten für Gesetzesinitiativen gibt.  
 
 Abstimmung: 8/1/0  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 69, Seite 79; Z. 1758: 
Ersetze: „Pluralität“ 
Durch 
„Zusammensetzung“ 
 
Begründung:  
Ist verständlicher für Wähler*innen 
 
 Abstimmung: 7/2/0  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 70, Seite 80; Z. 1760: 
Ergänze: „und Räte der EU (Rat der EU und Europäischer Rat)“ 
 
Begründung:  
Im Abschnitt wird lediglich auf Rat der EU verwiesen und der Europäische Rat ausgelassen. Das könnte zu 
Verwirrung führen.  
 
 Abstimmung: 8/0/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 71, Seite 80; Z. 1762: 
Stichpunkt eins ändern: 

-  „Das EU-Parlament muss ein direktes, uneingeschränktes Initiativrecht bekommen, damit die 
demokratisch gewählten Vertreter*innen eigene Gesetzesinitiativen anstoßen und so direkt 
Politik gestalten können.“ 

Begründung:  
Die institutionellen Defizite sollten an dieser Stelle deutlicher werden. Auch würde die Umformulierung 
den Fokus auf eine demokratische Reform richten. 
 
 Abstimmung: 9/0/0  einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 72, Seite 80; Z. 1770: 
Einfügen: […] der EU grundlegend reformieren und demokratisieren. 
 
Begründung:  
Durch den Begriff reformieren ergibt sich weiterer Handlungsspielraum zur strukturellen Reform.  
 
 Abstimmung: 8/1/0  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 73, S. 80; Z. 1801: 
(ggf.) Ersetze: „einen Neustart“ 
Durch 
„Eine Reform“ 
 
Begründung:  
Siehe oben. Kann ggf. geändert werden.  
 



 Abstimmung: 5/2/2 mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 74, S. 81; Z. 1833: 
Ersetzen: „-Rat“ 
Durch 
„Rat der EU“ 
 
Begründung:  
siehe Begründung Z. 1760. 
 
 Abstimmung: 9/0/0  einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 75, S. 82; Z. 1891: 
Stichpunkt einfügen 
„In einem zweiten Schritt werden wir uns für die Schaffung eines internationalen Datenschutzregimes 
einsetzen. Es bedarf internationaler Regeln, um multinationale Konzerne zu regulieren und ihnen Grenzen 
aufzuzeigen.“ 
 
Begründung:  
Selbst eine supranationale Institution wie die EU hat nur begrenzten Handlungsspielraum, um einen 
effektiven Datenschutz umzusetzen. Datenschutz ist ein weltweites Problem und sollte auch bestmöglich 
auf dieser Ebene reguliert werden. Als Idealvorstellung wäre somit ein Regime denkbar, das verbindliche 
Datenschutzrechte weltweit durchsetzen möchte. Ja, dies klingt utopisch. Aber die Macht der IT-
Konzerne, ihre Zugriffsmöglichkeiten auf unsere privaten Daten und deren Aggregation sowie 
Verknüpfung erfordern einen weitreichenden Ansatz. 
 
 Abstimmung: 6/1/2  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 76, S. 83. /Z.1925-1927 
Ergänze:  
 Erst damit kann es wirksam und langfristig  verhindert werden, dass Menschen wegen ihres sozial en 
Status‘, Aussehens,  Herkunft, ihres Geschlechts- und/ oder Geschlechtsidentität,  ihrer sexuellen 
Orientierung oder Religion ausgegrenzt oder gegeneinander ausgespielt werden.  
 
Begründung: 
Die zu ergänzende Differenzierung ist notwendig, denn Menschen erfahren auch aufgrund ihrer 
Geschlechtsidentität und des Geschlechts Diskriminierung und Gewalt und nicht nur aufgrund ihrer 
sexuellen Orientierung.  
 
 Abstimmung: 7/1/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 77, S. 85 / Z. 2013-2014 
Ersetze: „ Die Rechten greifen weltweit (…) 
Durch 
„Rechte, erzkonservative und christlich fundamentalistische Bewegungen greifen weltweit die Rechte von 
Frauen*, Migrant*innen und LGBTTIQ*  an.  
 
Begründung: 
Eine Reduzierung der geführten Angriffe auf Frauen* -und Freiheitsrechte auf lediglich rechte Kräfte ist 
verkürzt und verkennt die Bedeutung z.b. von christlich – fundamentalistischen Bewegungen  oder 
konservativen Kräften, die massiven Anteil an antiemanzipatorischen Angriffen haben. (Bsp. 
Abtreibungsgegner*innen – Marsch für das Leben) Wir sind uns der fließenden Grenzen zwischen den 
einzelnen Akteur*innen bewusst, finden aber die Differenzierung hier besonders wichtig. Gleiches gilt für 
die Erweiterung der von den Angriffen betroffenen Gruppen, zu denen  auch LGBTTIQ* zählen. 
 



 Abstimmung: 9/0/0  einstimmig beschlossen 
 
 
ÄA 78, Seite 85, Z. 2017-2019:  
 
Ersetze:  
„Wir stehen für einen »Feminismus der 99 Prozent«, der Gleichheit und Emanzipation für alle Frauen 
erkämpfen, die Lebensbedingungen aller Frauen verbessern, und die Gesellschaft  demokratischer 
gestalten will.“ 
 
Durch: 
„Unser Feminismus ist international, antirassistisch und antisexistisch. Wir kämpfen für die Rechte von 
Frauen und LGBTTIQ*, unabhängig von Alter, Klasse, Religion oder Herkunft.“ 
 
Begründung:  
Das Schlagwort „Feminismus der 99%“ ist vielen Menschen nicht geläufig und bedarf mindestens einer 
genaueren Erklärung. Die Ersetzung  verzichtet auf den Fachbegriff und macht die Ansätze der 
Internationalität, Intersektionalität sowie ein antirassistisches  und antiklassistisches Verständnis von 
feministischer Politik trotzdem deutlich.  Zudem gehören gerade hier die Rechte von LGBTTIQ* benannt. 
Eine Reduktion auf Frauenrechte, mit Blick auf unser Verständnis von feministischer Politik, greift hier zu 
kurz.  
 
 Abstimmung: 6/2/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 79, Seite 85, Z. 2023:  
Nach  
„der EU“ 
 
füge ein  
„-Staaten“ 
 
Begründung:  
Die Politik der EU ist von den Regierenden souveräner Nationalstaaten in Verträgen vereinbart worden, 
sie bestimmen die Politik der EU durch konkretes nationalstaatliches Agieren in den Institutionen. Wir 
dürfen die nationalen Regierungen hier nicht aus der Verantwortung entlassen, indem wir auf das 
Konstrukt EU verweisen.  
 
 Abstimmung: 8/0/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 80, Seite 85, Z. 2035:  
Füge ein 
„Wir wollen die Berufsgruppenzuordnung nach Geschlecht endlich überwinden.“ 
 
Begründung:  
Es gibt noch „typische Frauen- und Männerberufe“, ja, aber Ziel linker Politik sollte es sein, diese 
Geschlechterzuordnung zu überwinden.  
 
 Abstimmung: 8/1/0  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 81, S. 63, Z. 942 
 
Nach "Beim Klimaschutz steht es fünf vor zwölf. Wir brauchen eine europäische 
Energiewende, denn Treibhausgasemissionen machen nicht an Grenzen halt." 
 
füge ein: 
 



"Solch eine Energiewende ist auch eine Chance: denn wir können überall in der EU 
Arbeitsplätze im Bereich der Erneuerbaren Energien schaffen und Wissen über diese 
Zukunftstechnologien sammeln - zum Vorteil der bestehenden Industriearbeitsplätze, und um 
neue Industriearbeitsplätze zu schaffen. Ehemalige Braunkohleregionen könnten so auch in 
Zukunft „Energieregionen“ bleiben - aber eben erneuerbar." 
 
Begründung: 
Soziales und Ökologie schließen sich nicht aus. Durch eine intelligente Industriepolitik und 
Wirtschaftsförderung, die die Erneuerbaren Energie-Technologien fördert, können bestehende 
Industriearbeitsplätze erhalten werden und auch neue Arbeitsplätze geschaffen werden (die 
nicht nur mit Mindestlohn bezahlt werden). Industriearbeitsplätze haben den entscheidenden 
Vorteil, dass sie technologisches Wissen „mitbringen“ und quasi in den Regionen verankern. 
Jetzt in die Technologien und das Wissen der Zukunft zu investieren ist entscheidend. China 
macht vor, wie das geht! Der „Kampf gegen den Klimawandel“ muss mit dem Kampf um 
Arbeitsplätze verbunden werden - dann ist dieses Thema stärker anschlussfähig. Der DGB hat 
z.B. auch entsprechende Papiere dazu verfasst. 
 
 Abstimmung: 7/1/1  mehrheitlich beschlossen 
 
 
ÄA 82, S. 45, Z. 69 - 229 
 
Ersetzen der Zeilen durch: 
"Eine europäische Vision: Für die Veränderung der EU von Links 
Die Europawahlen im Mai 2019 finden zu einem Zeitpunkt statt, in dem die Zukunft der EU 
grundsätzlich infrage gestellt wird. 
Wir sehen, dass viele Menschen in Europa und der Europäischen Union das Vertrauen in eine 
gemeinsame europäische Zukunft verloren haben. Sie befürchten, dass es ihren Kindern schlechter 
gehen wird als ihnen selbst. Sie verbinden die EU mit dem Missmanagement in Finanz- und 
Wirtschaftskrisen, sehen immer mehr schlecht bezahlte Jobs und Arbeitslosigkeit, besonders unter 
Jugendlichen. Sie erleben die EU als undurchschaubare Bürokratie und haben das Gefühl, kaum 
Einfluss auf die Zukunft nehmen zu können. 
Zugleich hat die globale Umverteilung des Reichtums nach oben und in den Norden, Armut, 
Kriege und Klimakatastrophen in Afrika und im Nahen Ostens verschärft. Die Konsequenz 
ist, dass Menschen aus diesen Ländern versuchen, ihrer oft lebensbedrohlichen Lage, die 
durch Wasserknappheit, Nahrungsmangel und militärisch ausgetragene Konflikte geprägt ist, 
zu entkommen. Sie fliehen in sicherere Nachbarländer oder entscheiden sich für die Migration 
nach Europa, in die EU. Zurzeit erleben wir, wie die Nationalstaaten in Europa versuchen, 
sich vor den Folgen der eigenen Politik abzuschotten und vor allem eine gemeinsame und an 
die Ursachen gehende Lösung zu verhindern. Übrig bleiben der Ausbau Europas zur Festung, 
das unerträgliche Sterben im Mittelmeer und in den nordafrikanischen Wüsten und die Kriminalisierung 
von Menschen, die vor Ort helfen. 
Andererseits gibt es viele Menschen innerhalb und außerhalb der EU, die ihre Hoffnungen mit 
der europäischen Integration verbinden, weil sie davon ausgehen, dass die wirtschaftlichen 
Potenzen und die erkämpften sozialen Standards Europa dazu befähigen, bei der Lösung globaler 
Herausforderungen voranzugehen. Doch sie erleben stattdessen, wie Faschisten und 
Rechtspopulisten die EU und Europa zerstören, wie ein gefährlicher Nationalismus um sich 
greift. Viele fühlen sich angesichts dieser Entwicklung an das 20. Jahrhundert erinnert, an 
zwei durch Nationalismus und Egoismus hervorgerufene Weltkriege. Sie haben Angst, dass 
sich dieses Schicksal mit einem Auseinanderbrechen der EU wiederholt. Spätestens seit dem 
Brexit wissen viele Menschen, dass es wichtig ist, die europäische Idee neu zu formulieren 
und die EU zu retten, auch wenn sie dafür gravierend verändert werden muss. 
Es gibt viele Gründe, auf eine andere, bessere EU zu setzen. CO2-Emissionen machen nicht 
vor Grenzen halt. Der Klimawandel und seine Folgen können wir nur gemeinsam auf europäischer 
Ebene und in den Regionen bekämpfen. Wir müssen zusammen für eine EU streiten, die 
von Unternehmen die Einhaltung eines wirkungsvollen und umfangreichen Rahmen sozialer 
und ökologischer Standards abfordert: bei den Löhnen, den Beschäftigungs- und 
Weiterbildungsbedingungen 
angesichts der Digitalisierung, bei der Mitbestimmung und dem Daten- 
1schutz in den Unternehmen, beim Umweltschutz, bei der Steuerpolitik. Die Mitgliedstaaten 



müssen zu gutem Regieren angehalten werden, denn sie verantworten den Zugang zu Bildung, 
Wissen, Kultur und Information und sind letztlich mit Bürgerinnen und Bürgern, KMU 
und Zivilgesellschaft dafür verantwortlich, dass die europäische Regionalförderung dem 
Zusammenwachsen 
in Europa dient, sozialem Ausgleich und Innovationen dienlich ist. 
Die Aufnahme von Menschen auf der Flucht vor Kriegen und in Existenznöten und ein humaner 
Umgang mit Ankommenden aus Drittstaaten sind eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Die Bewältigung der, mit der Migration verbundenen, komplexen Integrationsleistungen der 
Städte und Gemeinden, und die Beseitigung der Fluchtgründe sind nur europäisch zu bewältigen. 
Eine Entmilitarisierung der Außenpolitik der Mitgliedsstaaten der EU, genauso wie der 
Schutz der natürlichen Ressourcen der betroffenen Länder und eine faire Handelspolitik kann 
überhaupt nur im europäischen Maßstab durchgesetzt werden. 
Deshalb ist für uns klar: linke Politik im 21. Jahrhundert braucht eine andere EU! 
Wir wollen unsere Vision und konkrete Projekte in den Mittelpunkt des Wahlkampfs stellen. 
Wir wollen ein offenes Europa, eine offene EU für alle. Wir wollen ein Europa, dass hohe soziale 
und ökologische Standards als Zukunftsinvestitionen sichert, statt durch Sparpolitiken 
schleift. Wir wollen ein Europa, dass den kulturellen Austausch, die Unterschiede an Erfahrungen 
und Lebensweisen als Bereicherung erlebt, ein Europa, in dem die Beteiligung an 
Kriegen endgültig der Vergangenheit angehört. 
Wir wollen eine EU, in der sich die Menschen ohne Einschränkungen aussuchen können, an 
welchen Orten sie leben, arbeiten, ihre Träume verwirklichen möchten. 
Wir wollen ein Europa, das sich am guten Leben, am Menschen und nicht am Geld orientiert. 
Und wir wollen eine EU, welche offen für eine Neugestaltung ihrer selbst ist, in der die Menschen 
entscheiden, wo es lang geht. 
Es soll ein Europa werden, in dem wir selbstverständlich und frei zwischen Kiel und Zagreb 
reisen. Eine EU, in der sich niemand vor Lohn- und Sozialdumping fürchtet, in der gleicher 
Lohn für gleichwertige Arbeit, unabhängig von Geschlecht und Herkunft, das Maß der Dinge 
ist. Eine EU, in der mit öffentlich kontrollierbaren Investitionsprogrammen in allen Regionen 
die Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützt wird und alle fair an der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung teilhaben. Eine EU, in der jeder Mensch das Recht auf eine 
preiswerte Versorgung mit Energie, Wasser und Wohnraum hat. Eine EU, in der Entscheidungen 
demokratisch getroffen werden, von einem wirkmächtigen Europaparlament und Abgeordneten, 
die sich für ihre Entscheidungen vor den Bürger*innen verantworten müssen. Eine 
EU, in der Volksbegehren Normalität und deren Ergebnisse für Europaparlament, zweite 
Kammer und Kommission wegweisend und Volksentscheide bindend sind. Eine EU, die den 
Menschen gehört, eine EU der Vielen, nicht der Wenigen! Eine EU, die wir mit unseren und 
Euren Vorschlägen umgestalten! 
Wir stehen in der Verantwortung, der neoliberalen Politik und dem aus der Mitte der Gesellschaft 
kommenden Rechtstrend, der das zivilisatorische Erbe dieses Kontinents bedroht, etwas 
entgegenzusetzen. 
Wir wollen mit Euch eine Vision, eine gesellschaftliche Alternative entwickeln und umsetzen, 
an deren Ende ein Europa, eine EU der Menschlichkeit steht. 
Langfristig gesehen brauchen wir für die Umsetzung der von uns benannten politischen 
Orientierungen einen neuen Vertrag, ein neues Fundament für die Umgestaltung der Europäischen 
Union hin zu einer republikanischen Union der Europäischen Regionen. 
Begründung: Zu einem Europawahlkampf und auch darüber hinaus bedarf es einer positiven Vision 
bezüglich Europa. Eine eindeutige Richtung, in welche wir die Europäische Union hin entwickeln 
wollen. Diese Ersetzung ist dazu geneigt, dies aufzuzeigen." 
 
 Abstimmung: 1/4/3  mehrheitlich abgelehnt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


